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die sich klar gegen die Asylpolitik der 
Großen Koalition und gegen eine wei-
tere europäische Integration aussprach 
(Hansen und Olsen, 2019). Ihr gelangen 
ebenfalls Wahlgewinne in der Europa-
wahl 2019, allerdings fielen diese nicht 
so groß aus wie in manchen Prognosen 
angenommen.

Was haben die beiden europäischen 
Krisen des vergangenen Jahrzehnts 
gemein und inwiefern nahmen diese 
einen Einfluss auf die Wahlentscheidun-
gen der Bürger/innen in der Europawahl 
2019? In beiden Krisenfällen wurde den 
Staaten sowie den EU-Bürger/innen ein 
hohes Maß an Solidarität abverlangt. Die 
Europäische Union gilt als ein Konstrukt, 
welches von Anfang an auch immer den 
Solidaritätsgedanken mitgelebt hat: seit 
der Schuman Deklaration 1950 taucht 
der Begriff regelmäßig in europäischen 
Verträgen auf. Mit Ausbruch der Euro-
krise wurde diese Solidarität nun jedoch 
auch praktisch eingefordert, um die 
Liquidität angeschlagener Staaten zu 
gewährleisten und die gemeinsame Wäh-
rung zu retten. Angesichts der Ankunft 
Millionen Geflüchteter sah sich die EU 
wenig später erneut mit einem Vertei-
lungskonflikt konfrontiert. Besonders 
Staaten an der EU-Außengrenze fühlten 
sich von den anderen Mitgliedsstaaten 
alleine gelassen und auch Schweden 
und Deutschland, zwei Staaten welche 
eine besonders hohe Zahl an Geflüch-
teten aufnahmen, wünschten sich eine 
gemeinsame Lösung auf europäischer 
Ebene (Gerhards et al. 2019). 

Analysiert man individuelle Unter-
stützung von Solidaritätsleistungen 
für andere Staaten und dort lebende 
Bürger/innen, sprechen wir von transna-
tionaler Solidarität (Gerhards et al., 2019; 

Sangiovanni, 2013). Das Interesse dieses 
Beitrags liegt darin, zu testen, ob auch 
zehn Jahre nach Ausbruch der Eurokrise 
und in einer Zeit sinkender Asylanträge 
noch immer Einstellungen zu europawei-
ten Solidaritätsmaßnahmen eine Rolle 
für die individuelle Wahlentscheidung 
spielen. Wir analysieren diese Frage 
am Beispiel der Europawahl 2019 und 
unterscheiden in unserer Betrachtung 
zwischen Ost- und Westdeutschland. 
Wir erwarten einen Unterschied zwi-
schen den Landesteilen ausmachen zu 
können, da die unterschiedlich lange 
Mitgliedschaft in der EU dafür sorgen 
könnte, dass Wähler/innen im Westen 
eher bereit sind sich solidarisch gegen-
über anderen Mitgliedsstaaten zu 
zeigen, und dies ebenfalls in ihrer Wahl-
entscheidung berücksichtigen, während 
transnationale Solidarität im Osten auch 
30 Jahre nach der Wiedervereinigung 
noch geringer ausgeprägt sein könnte.

Europäische Solidarität

Während frühere Untersuchungen zum 
Abstimmungsverhalten in Europawah-
len einen sogenannten Nebenwahl-Effekt 
(second-order effect) feststellen konn-
ten (u.a. Reif und Schmitt, 1980; Schmitt, 
2007), zeigen Studien zu jüngeren 
Europawahlen, dass neben nationalen 
Themen auch europäische Sachverhalte 
an Bedeutung für die Wahlentscheidung 
gewinnen (de Vries et al., 2011; Treib, 
2014). Mit Blick auf die Europawahl 2014 
und den dortigen Erfolg des euroskep-
tischen Lagers schienen Wähler/innen 
ihren politischen Unmut über den Kurs 
der EU sowie über die Leistungen natio-
naler Regierungen zu dieser Zeit in ihrer 
Wahlentscheidung zu kanalisieren. Eine 

Einleitung 

Die großen Krisen der Europäischen 
Union (EU), die Wirtschafts- und Finanz-
krisen sowie der große Zuwanderungs-
druck in den Jahren 2015/2016 gingen 
auch an Deutschland nicht spurlos vor-
über. Es wurden deutsche Steuergelder 
zur Rettung systemrelevanter Banken 
eingesetzt und die allgemein schwierige 
Wirtschaftslage zwang manches Unter-
nehmen zum Stellenabbau. In den Jahren 
2015/2016 wurden Politik, Verwaltungen 
und Gesellschaft aufgrund der steigen-
den Anträge auf Asyl schließlich vor 
eine weitere Herausforderung gestellt. 
Während sich ein Teil der Bevölkerung 
mit viel persönlichem Engagement um 
die Ankommenden kümmerte, äußerte 
ein anderer Teil seine Unzufriedenheit 
mit der Politik der Merkel-Regierung 
lautstark auf den Straßen.1 

Die Bundestagswahl 2017 verzeich-
nete deutliche Verluste für die beiden 
Volksparteien, insbesondere für die SPD; 
die Wahlen zum Europaparlament 2019 
setzen den Negativtrend der beiden 
großen Parteien fort. Wie in ganz Europa 
verloren die beiden Parteien erhebliche 
Stimmenanteile, in Deutschland im 
Vergleich zu 2014 zusammen fast 18%. 
Größter Gewinner waren die Grünen die, 
von den Fridays for Future Bewegungen 
beflügelt, ihren Stimmenanteil fast 
verdoppeln konnten und zweitstärkste 
Kraft hinter der CDU wurden. Die FDP 
konnte ebenfalls mit dem Ergebnis 
zufrieden sein. Allen vier Parteien ist 
gemein, dass sie im Wahlkampf eine ein-
deutig pro-europäische Position offen 
vertraten. Die AfD wiederum, die 2013 
noch eine Anti-Euro-Partei war, hatte 
sich bis 2017 in eine populistische Par-
tei deutlich rechts der Mitte verwandelt, 



ISI 65 – Juni 2020 Seite 23

Studie von Hobolt und de Vries (2016) 
zeigt, dass eine geringe Unterstützung 
fiskaler Umverteilung zwischen den EU-
Mitgliedsstaaten im Falle einer ökonomi-
schen Krise die Wahlwahrscheinlichkeit 
für euroskeptische Parteien erhöht. Im 
Gegensatz dazu haben insbesondere 
EU-freundliche und mitte-links Parteien 
sowie deren Wählerklientel das Gewäh-
ren von Rettungspaketen nachdrücklich 
befürwortet (Maatsch, 2014; Reinl und 
Giebler, 2019). Als Ende 2015 die Zahl 
der Asylanträge innerhalb der EU stark 
zu steigen begann, wurden Verteilungs-
konflikte zwischen den Mitgliedsstaa-
ten weiter verstärkt. Euroskeptische 
rechtspopulistische Parteien forderten 
eine restriktivere Zuwanderungspolitik 
und ein strengeres Asylrecht (Börzel, 
2016; Koos und Seibel 2019; Zaun, 
2018), proeuropäische linke Kräfte 
proklamierten hingegen Solidarität mit 
den Geflüchteten sowie zwischen den 
EU-Staaten (Wallaschek 2019). Folglich 
standen sich zum zweiten Mal binnen 
weniger Jahre zwei politische Lager 
gegenüber: Das Lager der Befürworter 
EU-weiter Solidaritätsmechanismen und 
das ihrer Gegner. 

Die Meinung der Bürger/ innen 
zu mehr oder weniger Solidarität in 
Europa hängt maßgeblich von deren 
Bewertung der Europäischen Union 
und der EU-Mitgliedschaft ihres Landes 
ab. Jene Wähler/innen, welche eine EU-
Mitgliedschaft ablehnen, sind auch meist 
keine Unterstützer EU-weiter Solidari-
tätsmaßnahmen (Lahusen und Grasso, 
2018; Verhaegen, 2018) und umgekehrt 
(Reinl, 2020). Frühere Studien haben 
gezeigt, dass Wähler/innen im Osten 
Deutschlands der EU-Mitgliedschaft des 
Landes kritischer gegenüberstehen als 
westdeutsche Mitbürger (Commission of 
the European Community, 1992). Diese 
Divergenz war auch noch Jahre nach der 
Wende zu verzeichnen (Alvarez, 2002; 
Rippl et al., 2005), was unter anderem 
der Sozialisationen in unterschiedlichen 
politischen Systemen geschuldet sein 
könnte (Rohrschneider und Schmitt-
Beck, 2002; Roller, 2015). Während die 
Bunderepublik Gründungsmitglied der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
dem Vorläufer der heutigen EU, ist, 
wurden die neuen Bundesländer erst 

nach der Wiedervereinigung Teil der 
Gemeinschaft. Diese unterschiedlich 
lange Dauer der Mitgliedschaft könnte 
die Meinung der Bevölkerung im Westen 
Deutschlands gegenüber der EU gefes-
tigt haben, wohingegen sie im Osten 
aufgrund der kürzeren Mitgliedschaft 
krisenanfälliger sein könnte. Darüber 
hinaus haben vorangegangene Studien 
gezeigt, dass sich ostdeutsche Bürger/
innen weniger solidarisch gegenüber 
ihren Mitbürger/innen zeigen als Men-
schen in Westdeutschland (Brosig et 
al., 2010). Führt man diese Erkenntnisse 
früherer Studien zusammen, erwarten 
wir, dass die gefühlsmäßige Bindung an 
die EU in Westdeutschland noch immer 
stärker ist als im Osten (Commission of 
the European Community, 1992; Schild 
2001) und sich dies auch in der trans-
nationalen Solidarität der Wähler/innen 
niederschlägt: 

H1: Transnationale Solidarität ist 2019 im 
Westen höher als im Osten Deutsch-
lands.

Diese Divergenz zwischen den Landes-
teilen sollte sich auch in der Wahl zum 
Europaparlament widerspiegeln. Wäh-
rend bei Europawahlen immer auch 
auf Grundlage nationaler Politiken und 
Ereignisse gewählt wird (Nebenwahl-
Theorie), verzeichneten in den vergan-
genen Jahren vermehrt EU-bezogene 
Themen einen Effekt auf die individuelle 
Wahlentscheidung. Da wir annehmen, 
dass Bürger/innen Ostdeutschlands 
eine geringere transnationale Solidari-
tät aufweisen, sollte diese ebenfalls eine 
untergeordnete Rolle in der Wahlent-
scheidung dieser Wählergruppe spielen. 
Folglich vermuten wir, dass transnatio-
nale Solidarität im Westen einen stärke-
ren Effekt auf die Wahlentscheidung hat 
als im Osten Deutschlands: 

H2: Transnationale Solidarität zeigt im 
Westen einen stärkeren Einfluss auf 
die Wahlentscheidung in der Europa-
wahl 2019 als im Osten Deutschlands.

Europawahl 2019 

Die Europawahl 2019 fand in turbulen-
ten Zeiten statt. Zwar hatte sich der 
große Migrationsdruck aus den Jahren 
2015/2016 abgemildert, doch die poli-

tischen Folgen waren, gerade auch in 
Deutschland, deutlich spürbar. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die Frage, in 
wie weit Solidarität innerhalb der EU in 
den Wahlprogrammen der deutschen 
Parteien zur Europawahl eine Rolle 
spielte.2 

Die Christdemokraten widmeten 
dem Konzept der europäischen Solida-
rität wenig Raum, es finden sich kaum 
konkrete Hinweise, außer einer Ableh-
nung eines gemeinsamen europäischen 
Sozialsystems. Die Sozialdemokraten 
wiederum schlagen die Einführung 
eines europäischen Sozialfonds vor, der 
von allen Mitgliedsstaaten gemeinsam 
finanziert wird. Zudem sprechen sie 
sich für eine gerechtere Verteilung von 
Geflüchteten auf die Mitgliedsstaaten 
sowie für eine finanzielle Kompensa-
tion von aufnahmewilligen Staaten aus. 
Die Liberalen betonen das Prinzip der 
Selbstverantwortlichkeit in finanziellen 
und wirtschaftlichen Krisen und appel-
lieren an die Solidarität in humanitären 
Krisen. Die Grünen unterstreichen die 
Notwendigkeit einer finanziellen Unter-
stützung wirtschaftlich schwächerer 
Regionen mit dem Ziel einer Anglei-
chung der Lebensverhältnisse. Zudem 
sprechen sie sich für die Rettung von 
Bootsflüchtlingen auf dem Mittelmeer 
und eine finanzielle Unterstützung auf-
nahmebereiter Städte und Regionen 
aus. Die Linken schlagen vor, europä-
ische Finanzmittel bereit zu stellen, 
um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, 
anstatt Gelder für die Rettung von Ban-
ken einzusetzen. Zudem setzen sie auf 
offene Grenzen. Eine komplett diamet-
rale Position nimmt einzig die AfD ein, 
die jegliche Solidarität und Umverteilung 
von Mitteln innerhalb Europas ablehnt 
und damit ihre europaskeptische Hal-
tung unterstreicht. Insgesamt wird der 
europäischen Solidarität somit unter-
schiedlich viel Aufmerksamkeit in den 
Parteiprogrammen zuteil, wobei sich 
nur eine Partei klar gegen das Konzept 
positioniert. 

Daten & Methode 

Für unsere Analysen greifen wir auf 
Daten des GESIS Panels zurück (GESIS 
Panel Team, 2020), welche in Welle gc 
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unmittelbar nach der Europawahl 2019, 
zwischen Juni und August, erhoben 
wurden. Um den Einfluss transnationaler 
Solidarität auf die Wahlentscheidung zu 
testen, führen wir multinominale Regres-
sionsanalysen durch. Unsere abhängige 
Variable stellt die Wahlentscheidung in 
der Europawahl 2019 dar, Nichtwähler/
innen und Wähler/innen kleiner Parteien 
werden aus der Analyse ausgeschlossen.  

Frühere Studien zeigten, dass Wäh-
ler/innen in der Lage sind zwischen 
verschiedenen Formen transnationaler 
Solidarität zu unterscheiden und die-
sen, je nach Ziel und Umsetzung, mehr 
oder weniger positiv gegenüber stehen 
(Baute et al., 2019). Die erklärenden 
Variablen fragen daher nach der Unter-
stützung finanzieller Hilfeleistungen für 
EU-Krisenstaaten im Falle eines a) nati-
onalen Staatsbankrotts3 und b) einer 
stark steigenden Anzahl ankommender 
Migranten4. Um zudem eine Referenz-
kategorie einzuführen, kontrollieren wir 
in unseren Analysen ebenfalls für die 
allgemeine Bereitschaft anderen EU-
Mitgliedsstaaten in Krisenzeiten unter 
die Arme zu greifen5,6. Zusätzlich testen 
wir für den Effekt der persönlichen Iden-
tifizierung mit der Europäischen Union7, 
der Einstellung gegenüber Migranten8, 
für das politische Interesse, die links-
rechts Selbsteinstufung, Geschlecht, 
Alter und Bildung (Carey und Geddes, 
2010; Dassonneville, 2016; van Spanje 
und de Vreese, 2011). Um zusätzlich 
zu überprüfen, ob die Unterstützung 
innerdeutscher Umverteilungspolitiken9 
einen Effekt auf die Wahlentscheidung 
haben könnte, haben wir in unseren 
Modellen ebenfalls dafür kontrolliert. 

Wahlverhalten in Ost- und 
Westdeutschland in der 
Europawahl 2019

Bevor wir uns dem Einfluss transnatio-
naler Solidarität widmen, werfen wir im 
ersten Schritt einen Blick auf die getrof-
fene Wahlentscheidung der Befragten 
in Ost- und Westdeutschland bei der 
Europawahl 2019. Grafik 1 zeigt die im 
GESIS-Panel berichteten Wählerstim-
menanteile der Befragten in Prozent. 
Alle Befragten, welche angaben nicht 
an der Wahl teilgenommen oder eine 

„andere Partei“ gewählt zu haben, wur-
den aus der näheren Betrachtung die-
ses Beitrags ausgeschlossen. Mit Blick 
auf die Stimmenanteile für CDU/CSU 
lassen sich keine großen Unterschiede 
zwischen den Landesteilen erkennen. 
Der Anteil der CDU/CSU lag jeweils über 
30%, was die Union klar zur stärksten 
Kraft macht. Unter den westdeutschen 
Befragten gaben zudem über 30% der 
Befragten an, bei der Europawahl 2019 
für die Grünen gestimmt zu haben, in der 
ostdeutschen Stichprobe verzeichnete 
diese Partei knapp 20% der Stimmen. 
An dritter Stelle sehen wir für die west-
deutschen Befragten die SPD mit rund 
19% der Stimmen, wohingegen die SPD 
im Osten lediglich 9% der Stimmen 
erhielt. Die Unterstützung für die FDP 
ist in den Daten mit 7% im Westen und 
knapp 6% im Osten vergleichbar. Die 
Partei Die Linke bekam rund 15% der 
Wählerstimmen unter den ostdeutschen 
Befragten, im Westen stimmten weniger 
als 5% der Umfrageteilnehmer/innen 
für sie. Ein weiterer großer Unterschied 
offenbart sich mit Blick auf die Stimmen-
anteile der AfD: während die Partei in der 
westdeutschen Stichprobe lediglich 7% 
der Stimmen auf sich vereinen konnte, 
waren es im Osten über 19% der Befrag-
tenstimmen. 

Es lässt sich folglich festhalten, dass 
die CDU/CSU in beiden Landesteilen 
nach wie vor stärkste Kraft ist, wohinge-
gen die vormalige Volkspartei SPD diesen 
Status nicht mehr für sich beanspruchen 
kann. Zudem sehen wir erstarkte Grüne 

in beiden Landesteilen und besonders 
im Westen ist diese nun gleichauf mit der 
Union. Im Osten hingegen sind sowohl 
die Linken als auch die euroskeptische 
Partei AfD deutlich stärker als im Westen. 
Mit Blick auf diese Befragungsergebnisse 
und die Wahlprogramme der jeweiligen 
Parteien erwarten wir, dass wir in den 
Modellen ebenfalls einen Unterschied 
in der Unterstützung transnationaler 
Solidarität zwischen den Landesteilen 
finden. 

Transnationale Solidarität in Ost- 
und Westdeutschland

Grafik 2 stellt die Zustimmung zu 
transnationaler Solidarität getrennt 
nach Landesteilen dar. Auf den ersten 
Blick sehen wir ähnliche Ausprägungen 
zur Unterstützung von europäischen 
Solidaritätsmaßnahmen in Ost- und 
Westdeutschland. Für die Frage, ob 
Deutschland einem anderen EU-Mit-
gliedsland in Krisensituationen Hilfe 
gewähren sollte, finden wir einen sig-
nifikanten Unterschied zwischen den 
Befragten der beiden Landesteile in den 
Daten, wobei westdeutsche Befragte im 
Durchschnitt etwas gewillter sind, sich 
solidarisch zu zeigen (arithmetisches 
Mittel=3,12) als ihre ostdeutschen 
Mitbürger/innen (arithmetisches Mit-
tel=3,06). Die Zustimmung zu finanziellen 
Solidaritätsleistungen während eines 
Staatsbankrotts ist ebenfalls unter-
schiedlich ausgeprägt und auch hier sind 
westdeutsche Befragte finanziellen Soli-

Grafik 1 Wahlstimmenanteile in Ost- und Westdeutschland
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Anmerkung: Daten zur Europawahl 2019. Datenbasis: Wave gc 2019 (Gesis Panel Team, 2020).
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daritätsleistungen anderen Mitglieds-
staaten gegenüber aufgeschlossener 
(arithmetisches Mittel 2,36 vs. 2,29). 
Die größte Diskrepanz offenbart sich 
jedoch mit Blick auf die Unterstützung 
von transnationaler Solidarität in Zeiten 
eines rasanten Anstiegs von Asylanträ-
gen. Diese ist in den Befragungsdaten 
erneut im Westen höher als im Osten 
(arithmetisches Mittel 2,46 vs. 2,27)10. 
Folglich sehen wir für beide Teile des 
Landes eine stärkere Ausprägung 
transnationaler Solidarität, wenn diese 
nicht explizit mit finanziellen Kosten 
verbunden ist (allgemeines Krisensze-
nario). Geht die praktische Umsetzung 
zwischenstaatlicher Solidarität jedoch 
mit finanziellen Kosten einher, sinkt 
die Zustimmung zu EU-weiten Solidari-
tätsmaßnahmen und wir finden für die 
beiden genannten Krisenszenarien eine 
leicht höhere Zustimmung im Westen 
im Vergleich zum Osten Deutschlands. 
Diese Erkenntnis ist im Einklang mit 
früheren Studien, die festgestellt haben, 
dass die Bevölkerungen in jüngeren EU- 
Mitgliedsstaaten ihre Unterstützung der 
Mitgliedschaft stärker nach rationalen 
Kosten-Nutzen-Überlegungen evaluie-
ren als Wähler/innen in EU-Staaten mit 
einer längeren Mitgliedsdauer (Gabel 
1998, S. 352; Garry & Tilley, 2009; McLa-
ren, 2002). Folglich finden wir in den 
Daten Unterstützung für unsere erste 
Hypothese (H1) die postuliert, dass die 
Zustimmung zur transnationalen Soli-
darität im Westen Deutschlands 2019 
größer war als im Osten des Landes. 

Transnationale Solidarität und 
die Wahlentscheidung in der 
Europawahl 2019

Hing die Wahlentscheidung bei der Euro-
pawahl 2019 mit der Solidarität gegen-
über anderen EU-Staaten zusammen? 
Grafik 3 stellt die marginalen Effekte 
der durchgeführten Regressionsanaly-
sen für Westdeutschland grafisch dar. 
Sobald die abgebildeten Effekte die 
gestrichelte horizontale Linie kreuzen, 
sind die Effekte nicht signifikant, wird 
die Linie hingegen nicht berührt, lassen 
sich signifikante Effekte in den Daten 
erkennen. Für das westdeutsche Modell 
lassen sich, mit Ausnahme der AfD, keine 

signifikanten Effekte von transnationaler 
Solidarität auf die Wahlentscheidung im 
Falle eines allgemein Krisenszenarios 
ablesen. Jene Wähler/innen, welche 
krisenunspezifischen Solidaritätsmaß-
nahmen negativ gegenüberstehen, 
weisen eine höhere Wahrscheinlichkeit 
auf, bei der Europawahl 2019 für die AfD 
gestimmt zu haben. Im Falle eines nati-
onalen Staatsbankrotts geben Wähler/
innen, die „pro Solidarität“ eingestellt 
sind, ihre Stimme eher der SPD und 
weniger wahrscheinlich der FDP. Für 
den Fall eines hohen Migrationsdrucks 
wählen „solidarische“ Wähler/innen 
wahrscheinlicher die Grünen als die AfD. 

Wenden wir uns im nächsten Schritt 
den ostdeutschen Befragten zu (siehe 
Grafik 4). Die Ergebnisse unterscheiden 
sich deutlich von jenen im Westen des 
Landes. Während sich die befragte Wäh-
lerschaft im Westen unterschiedlich zum 
Thema Solidarität und Krisenhilfe zu 
positionieren scheint, spielt das Thema 
für die Wahlentscheidung in Ostdeutsch-
land so gut wie keine Rolle. Wir finden 
lediglich einen signifikanten Effekt für die 
Einstellungen der Befragten zu finanzi-
ellen Solidaritätsleistungen in Zeiten 
steigender Migrationszahlen. Lehnen 
Befragte diese Art von solidarischer Hilfe 
ab, geben sie ihre Stimme eher der AfD.

Grafik 2 Transnationale Solidarität in Ost- und Westdeutschland
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Grafik 3 Darstellung marginaler Effekte, Westdeutschland

 Anmerkung: Daten zur Europawahl 2019. Standardisierte Effekte; Darstellung der Wählerstimmen: 
Schwarz=CDU/CSU, Rot=SPD, Gelb=FDP, Lila=Die Linke, Grün=Grüne, Blau=AfD. Datenbasis: Wave gc 
2019 (Gesis Panel Team, 2020). 
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Daraus lässt sich schlussfolgern, 
dass Solidarität für die Europawahlent-
scheidung 2019 in Ostdeutschland eine 
geringere Rolle spielte als im Westen. 
Für die meisten Wählergruppen in Ost-
deutschland scheinen andere Themen 
die Wahlentscheidung dominiert zu 
haben. Diese Erkenntnisse unterstützen 
unsere in Hypothese 2 (H2) formulierten 
Erwartungen. .

Diskussion

In diesem Beitrag gingen wir der Frage 
nach dem Zusammenhang zwischen 
transnationaler Solidarität und dem 
Wahlverhalten bei der Europawahl 
2019 in Ost- und Westdeutschland nach. 
Unsere Ergebnisse zeigen, dass transna-
tionale Solidarität gegenüber anderen 
EU-Staaten im Jahr 2019 im Westen 
Deutschlands höher war als im Osten 
(H1). Dies war besonders dann der Fall, 
wenn Hilfeleistungen mit finanziellen 
Umverteilungen zwischen den Staaten 
einhergehen. Die Diskrepanz zwischen 
den beiden Landesteilen könnte 
begründet darin sein, dass die Identifika-
tion mit der EU im Osten Deutschlands 
noch immer niedriger ist als im Westen 
und dies der kürzeren Mitgliedschafts-
dauer geschuldet sein könnte. Zudem 
finden wir einen stärkeren Zusam-
menhang zwischen transnationaler 
Solidarität und der Wahlentscheidung 
im Westen als im Osten (H2). Im Wes-
ten des Landes finden wir signifikante 
Einflüsse für die Wähler/innen von SPD, 
FDP, Grüne und AfD in den verschiede-
nen Krisenszenarien, im Osten Deutsch-
lands scheint transnationale Solidarität 
hingegen lediglich für die Wähler/innen 
der AfD relevant. Dies legt die Vermutung 
nahe, dass 30 Jahre nach der Wiederver-
einigung und 40 Jahre nach der ersten 
Europawahl europäische Fragen in West-
deutschland eine gewisse Bedeutung 
für die Wahlentscheidung innehaben, 
wohingegen im Osten andere Themen 
das Abstimmungsverhalten maßgeblich 
beeinflussen. 

Zu bedenken ist, dass unsere Ergeb-
nisse nur eine Momentaufnahme dar-
stellen und wir keine Entwicklung über 
die Zeit abbilden können. Wie lassen 
sich unsere Befunde nun auf zukünftige 

europäische Krisen übertragen? Sind 
deutsche Wähler/innen bereit europa-
weit Verantwortung zu übernehmen 
und sich in zukünftigen Krisensituatio-
nen solidarisch zu zeigen? Obwohl die 
Zustimmung zu Solidaritätsleistungen 
im Westen minimal höher ist als im Osten 
Deutschlands stellen wir fest, dass die 
Bevölkerung im Allgemeinen bereit wäre, 
anderen EU-Staaten in einer Krisensitu-
ation beizustehen. Diese Bereitschaft 
sinkt jedoch in beiden Landesteilen, 
wenn die Solidaritätsleistungen mit 
finanziellen Verpflichtungen verbun-
den sind. Folglich bedar f es guter 
Gründe und einer transparenten Kom-
munikation seitens der politischen 
Akteure, wenn zwischenstaatliche 
Solidaritätsmaßnahmen implementiert 
werden sollen. Deutsche Wähler/innen 
zeigen sich prinzipiell solidarisch, jedoch 
nicht zu jedem Preis und unter allen 
Umständen. Diese Befunde erlangen 
besonders mit Blick auf die aktuelle 
COVID-19 Pandemie an Relevanz für die 
politischen Entscheidungsträger und 
deren Positionierung zu europaweiten 
Solidaritäts- und Umverteilungsmaß-
nahmen. 
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1 Ein weiterer Teil der Bevölkerung lässt sich 
keiner der beiden Gruppen zuordnen. 

2 Wir beschränken unsere Analyse auf die-
jenigen Parteien, die bei der Europawahl 
2019 mindestens 5% der Wählerstimmen 
erreichen konnten. Alle Informationen ent-
stammen den Europawahlprogrammen 
der Parteien. 

3 „ Inwieweit stimmen Sie der folgenden 
Aussage zu: Deutschland sollte andere 
EU-Länder im Fall eines Staatsbankrotts 
finanziell unterstützen“ (1) Lehne voll und 
ganz ab – (4) Stimme voll und ganz zu.

Erratum

Für die vorherige Version dieses 
Beitrags (ISI 65) wurde ein Fehler in 
den Daten der abhängigen Variable 
festgestellt, welche die Wahlentschei-
dung der Befragten in der Europawahl 
2019 misst. 

Die nun vorliegende überarbeitete 
Fassung bleibt in seiner Kernaussage 
unverändert, korrigiert jedoch die 
fehlerhafte Messung der Variable. Dies 
zieht eine Überarbeitung der Abbil-
dungen 1, 3 und 4 nach sich sowie 
der Ergebnisbeschreibung und Teile 
der Schlussbetrachtung. 

4 „ Inwieweit stimmen Sie der folgenden 
Aussage zu: Deutschland sollte andere 
EU-Länder im Fall eines starken Anstiegs 
der Zuwandererzahlen finanziell unterstüt-
zen“ (1) Lehne voll und ganz ab – (4) Stimme 
voll und ganz zu.

5 „Deutschland sollte anderen Ländern der 
Europäischen Union (EU) in Krisensituati-
onen Hilfe gewähren“ (1) Lehne voll und 
ganz ab – (4) Stimme voll und ganz zu.

6 Die Korrelationen der drei Variablen sind 
in beiden Landesteilen moderat und betra-
gen Werte zwischen 0.48 und 0.61. 

7 „Wie eng fühlen Sie sich mit der Euro-
päischen Union verbunden?“ (1) Überhaupt 
nicht eng – (4) Sehr eng. 

8 „Die deutsche Kultur ist durch Einwanderer 
bedroht.“ (1) Lehne voll und ganz ab – (5) 
Stimme voll und ganz zu. 

9 „Das Bundesland, in dem ich lebe, sollte 
anderen deutschen Bundesländern in Kri-
sensituationen Hilfe gewähren“ (1) Lehne 
voll und ganz ab – (4) Stimme voll und ganz 
zu.

10 Wir haben t-Tests (homogene Varianzen) 
durchgeführt, um zu testen, ob sich sig-
nifikante Gruppenunterschiede in den 
Daten aufdecken lassen. Alle Mittelwert-
vergleiche sind mindestens auf einem 
10%-Niveau signifikant. Für das Szenario 
eines Anstiegs der Migrantenzahlen finden 
wir sogar hochsignifikante Gruppenunter-
schiede in den Daten (0,1%-Niveau).
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